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Bauarbeiten im
Stadthaus gestoppt
Kriens Der Stadtrat hat beschlossen,
im Stadthaus sowie im Stadion Klein­
feld vorerst keine Arbeiten mehr aus­
zuführen. Dies deshalb, weil der Ein­
wohnerrat die Zusatzkredite für die
beiden Bauten abgelehnt hatte. Aus­
nahme ist die Kühlung des IT-Raums
im Stadthaus, weil sonst die Geräte
beschädigt würden. (std) 21

Tierschützer schlagen Alarm
Die TierschutzorganisationNetwork for Animal Protection fordert eine Kastrationspflicht für Katzen.

Matthias Stadler

«InderganzenSchweizherrschtein im­
menses Katzenelend, auch in der Zen­
tralschweiz.»Dies sagen Verantwortli­
che der Tierschutzorganisation Net­
work forAnimalProtection (Netap).Die
Lage verschlechtere sich dramatisch.
Das Problem sei die fehlende Kastra­
tionspflicht. «Wir sehen uns regelmäs­
sig mit Überpopulationen konfron­
tiert», sagt Susann Schmid, bei Netap
zuständig für die Zentralschweiz,
gegenüber unserer Zeitung.

Sie schätzt, dass es in der Schweiz
zwischen 100000 und 300000 her­
renlose Katzen gibt. Dazu kommen
rund 1,6 Millionen Katzen mit Halter.
Laut der Zürcher Nationalrätin Doris
Fialawerdenrund100000Katzenpro
Jahrmeist«unsachgemässbeziehungs­
weise auf tierquälerische Weise getö­
tet». Sie fordert in einer Motion eine
Kastrationspflicht fürFreigängerkatzen
– wie Netap. Eine Petition dazu haben
über115000Personenunterschrieben.

Bundesratbefürchtet
«erheblichenAufwand»
Der Bundesrat ist dagegen. Eine Ver­
pflichtung auf Bundesebenewürde die
Situationder streunendenKatzennicht
unbedingtverbessern.Ausserdemwäre
diesmiteinem«erheblichenAufwand»
verbunden. Zudem ist der Bundesrat
der Ansicht, die Kantone seien zustän­
dig.AlsnächstesbefindetderNational­
rat über dieMotion.Weiter ist die Peti­
tion: Diese wurde vomNationalrat be­
reits behandelt– ihr wird nicht gefolgt.
Nun befindet der Ständerat darüber.
Kommentar 5. Spalte 19 Tina Fluder vom Tierheim an der Ron in Root betreut derzeit viele Katzen. Bild: Corinne Glanzmann, 17. Juli 2019

Kiffer verärgern
Allmend-Bewohner
Luzern Bei den Bewohnern der All­
mend­Hochhäuser herrscht aktuell
dicke Luft: Grund dafür sind kiffende
Mieter. Diverse Bewohner störten sich
abdemRauch, der in andereWohnun­
gen zieht und somit etwa das Schlafen
bei offenemFenster verunmögliche.

Mittlerweile hat sich die Vermiete­
rinWincasaeingeschaltet underinnert
die kiffenden Mieter an die Sorgfalts­
pflicht, die in diesem Fall grob verletzt
worden sei undgar zueinerKündigung
derWohnung führen könne.

BeimMieterverbandLuzernhäufen
sich derweil mietrechtliche Anfragen
wegen Rauchens, darunter auch Can­
nabis­spezifische. Er empfiehlt den
Involvierten, einen Kompromiss zu
finden. (hor/mod) 20

Trotz Negativzins: Wie
man richtig Geld anlegt
Sparen Die Ratlosigkeit ist gross:Wie
soll man sich als Anleger verhalten,
wenn die Nationalbank den Leitzins
noch weiter ins Minus drückt? Aktuell
bevorzugen viele Schweizerinnen und
Schweizer Bargeld, wie eine repräsen­
tative Umfrage zeigt – sei es auf dem
Bankkonto oder bei sich zuHause.Da­
neben steckt oft nocheinkleinererTeil
desGeldes ineinemSäule­3a­Konto so­
wie in Aktien oder Anlagefonds. Doch
damit ist der Frust vorprogrammiert.
Denn geradeGeld auf einemSparkon­
to führt imMoment statt zuZinsgewin­
nenzueinemRealverlust.AuchAktien­
anlagenhabenoffensichtlicheNachtei­
le.WirstellendeshalbfünfGrundregeln
vor, die Anlegern helfen, sich vor der
Negativzinsfalle zu retten. (chm) 3

Ambulante Pflege gerät
zunehmend unter Druck
Obwohl in der Pflege seit Januar 2019 derGrundsatz «ambulant vor
stationär» gilt, hat der Bund die Spitex­Beiträge gesenkt.

Gesundheitskosten ImmermehrMen­
schen inderSchweiz sindauf ambulan­
te Pflege angewiesen.Wurden im Jahr
2011 noch 250000 Personen von Spi­
texorganisationenbetreut, sowarenes
2017 bereits 350000Personen.

Verantwortlichdafür ist unter ande­
rem der Grundsatz «ambulant vor sta­
tionär». Auch sollen betagte Personen
denHeimeintritt dankambulanterPfle­
gemöglichst langeaufschiebenkönnen
– das kostet Krankenkassen und Staat
weniger. Doch die Spitexorganisatio­
nen, die dabei eine zentrale Rolle spie­
len,habenzunehmendMühe, genügend

Personal zufinden.Vorallemhöherqua­
lifiziertesPflegefachpersonalwird inder
Schweiz zuwenig ausgebildet.

ZusätzlichgerätdieambulantePfle­
genunauchfinanziell unterDruck:Vor
der Sommerpause hat der Bundesrat
entschieden, die Krankenversiche­
rungsbeiträgeandie SpitexperAnfang
2020um3,6Prozent zu kürzen. Spitex
Schweiz nennt den Entscheid «inak­
zeptabel»undbetont, dieser torpedie­
redenGrundsatz«ambulant vor statio­
när». Der Bund nehme damit eine
Schwächungder ambulantenPflege in
Kauf. (mb/bhi.) Kommentar S.2 4

Schlagerfan
Sportmoderator SaschaRuefer
liebt auch Schlager – und lebt
das am«Heitere» aus. 23

Kommentar

Deutsche Städte
machen es vor
Die TierschutzorganisationNetwork
for Animal Protection (Netap) schlägt
Alarm. Katzen in der Schweiz würden
schlecht behandelt, sie seien zur
Wegwerfware geworden. DieUrsache
ist, dass es in der Schweiz keine
Kastrationspflicht für Katzen gibt. So
vermehren sich die Tiere rasant. Der
Organisation sind Fälle bekannt, wo
Halter DutzendeKatzen in ihrem
Zuhause halten.

Netap benennt das Problemnicht nur,
sondern führt – wie andere Tier­
schutzorganisationen auch – immer
wieder Kastrationstage durch. Das ist
allerdings ein Tropfen auf den heissen
Stein. Denn in der Schweiz gibt es
zwischen 100000und 300000
herrenlose Katzen, hinzu kommen
rund 1,6MillionenKatzenmitHalter.
Deswegen fordert dieOrganisation
seit längerem eine Kastrationspflicht
für Freigängerkatzen. Für dieses
Anliegen hat sie 115000Unterschrif­
ten – das entspricht einer Initiativ­
sammlung – für eine Petition gesam­
melt und diese in Bern eingereicht.

Doch das Problem scheint denBun­
despolitikern nicht gross genug zu
sein – derNationalrat ist der Petition
nicht gefolgt. Auch der Bundesratwill
keineKastrationspflicht. Dabei zeigen
Erfahrungen ausDeutschland, dass
eine solche Pflicht durchaus erfolg­
versprechend sein kann. 700deutsche
Städte undGemeindenmachen es
vor; die Erfahrungen sind positiv. Es
wäre auch in der Schweiz einenVer­
suchwert. DieKastrationspflicht setzt
amAnfang des Problems an.Damit
könnte viel Leid verhindertwerden.

Matthias Stadler
matthias.stadler@
luzernerzeitung.ch

9 771421 743005

0 0 1 6 7


